
Initiative
«Keine 10-
Millionen-
Schweiz!»
Kurzbericht zur
Kampagnenbefragung
Juli 2025



IMPRESSUM

Kampagnenbefragung zur Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!», Juli 2025

Auftrag: Schweizerischer Gewerkschaftsbund (SGB)

Ausführung: Sotomo, Binzstrasse 23, 8045 Zürich.

Projektteam: Elia Heer, Simon Stückelberger, Michael Hermann



INHALTSVERZEICHNIS

Inhaltsverzeichnis
1 Zu dieser Studie 5
2 Einschätzung der Vorlage 6
3 Argumente gegen die Initiative 16
4 Einstellungen zu Zuwanderung, Bevölkerungswachstum und Bilateralen 28

3



1 ZU DIESER STUDIE

1 Zu dieser Studie

1.1 Einleitung

Die von der SVP eingereichte Initiative «Keine 10-Millionen Schweiz! (Nachhaltigkeitsi-
nitiative)» verlangt, dass die Bevölkerungszahl in der Schweiz bis 2050 zehn Millionen
Menschen nicht überschreiten darf. Sobald die Bevölkerung 9,5 Millionen überschreitet,
sollen erste Massnahmen ergriffen werden müssen. Wird der Wert von 10 Millionen über-
schritten, müsste das Freizügigkeitsabkommen mit der EU gekündigt werden. Wenn im
Parlament kein Gegenvorschlag ausgearbeitet wird, könnte über die Initiative potenziell
bereits im ersten Halbjahr 2026 abgestimmt werden.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) bereitet eine eigene Kampagne gegen die
Initiative vor. Zu diesem Zweck hat der SGB Sotomo beauftragt, eine Umfrage durchzu-
führen, mit der die aktuelle Zustimmungswerte der Initiative, die Überzeugungskraft der
Argumente sowie generelle Einschätzungen zu Zuwanderung und Bevölkerungswachstum
getestet werden. Der vorliegende Bericht fasst die wichtigsten Ergebnisse dieser Umfrage
zusammen und ordnet sie ein.

1.2 Datenerhebung und Methodik

Die Daten wurden zwischen dem 25. Juni und dem 4. Juli 2025 erhoben. Die Grundge-
samtheit der Befragung bildet die sprachlich integrierte Stimmbevölkerung der deutsch-
sprachigen und französischsprachigen Schweiz. Die Befragung erfolgte über die Online-
Panel von Sotomo und Bilendi. Nach Bereinigung und Kontrolle der Daten konnten die
Angaben von 1716 Personen für die Auswertung verwendet werden.

Da sich die Teilnehmenden der Umfrage selbst rekrutieren (opt-in), können Verzerrungen
in der Zusammensetzung der Stichprobe auftreten. Es werden deshalb statistische Ge-
wichtungsverfahren angewendet, damit die Stichprobe hinsichtlich zentraler soziodemo-
graphischer und politischer Merkmale der aktiven Stimmbevölkerung entspricht. Folgende
Merkmale wurden bei der Gewichtung berücksichtigt: Geschlecht, Alter, Bildung, Sprach-
region, politische Orientierung sowie vergangene politische Entscheide. Dieses Vorgehen
gewährleistet eine hohe Repräsentativität der aktiven Stimmbevölkerung der Schweiz.
Für die vorliegende Gesamtstichprobe beträgt das 95-Prozent-Konfidenzintervall (für
50-Prozent-Anteil) +/-2.4 Prozentpunkte.
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2 EINSCHÄTZUNG DER VORLAGE

2 Einschätzung der Vorlage

Bekanntheit der Initiative

Die Initiative weist bei den Stimmberechtigten einen sehr hohen Bekanntheitsgrad auf
(Abbildung 1). 68 Prozent der Befragten geben an, schon von der Initiative gehört zu
haben. Dies ein sehr hoher Wert im Vergleich zu anderen Abstimmungsvorlagen und
gemessen daran, dass zum Zeitpunkt der Befragung noch nicht einmal der Zeitpunkt
der Abstimmung festgelegt war. Nicht nur die Vorlage als solche, sondern auch die
Inhalte der Initiative sind bereits vielen bekannt.

Zustimmung zur Initiative

Zum Zeitpunkt der Befragung Ende Juni und Anfang Juli 2025 wollen der Initiative leicht
mehr Stimmberechtigte zustimmen als sie ablehnen. Nach einem neutralen Beschrieb
des Inhalts der Initiative geben 48 Prozent an, mit ihrem aktuellen Wissensstand ja
oder eher ja stimmen zu wollen (Abbildung 2). 45 Prozent lehnen die Initiative ab oder
tendieren zu einem Nein. Sieben Prozent sind unentschlossen.

Zwar spricht sich gemäss aktueller Stimmabsicht also nur eine relative Mehrheit der
Stimmberechtigten für die Initiative aus. Dennoch hat sie intakte Chancen, angenommen
zu werden. Ein Rückgang der Zustimmung im Verlauf des Abstimmungskampfs – wie
das bei anderen Initiativen üblich ist – ist bei dieser Initiative keineswegs gewiss, und
zwar aus folgenden drei Gründen:

• Bei migrationspolitischen Vorlagen erhöht sich im Verlauf des Abstimmungskampfs
oft die Problemwahrnehmung: Wird fortwährend über Dichtestress und Wohnungs-
knappheit debattiert, werden diese Probleme verstärkt wahrgenommen.

• Der aktuell schon sehr hohe Bekanntheitsgrad der Initiative macht es schwieriger,
diese im Abstimmungskampf neu zu «framen».

• Der vorliegende Argumentetest zeigt, dass sich durch Argumente höchstens ein sehr
kleiner Teil der Stimmbevölkerung noch umstimmen lässt. Der Ja-Stimmenanteil
verändert sich gar nicht, nachdem die Befragten die wichtigsten Pro- und Contra-
Argumente gesehen haben (eine Übersicht über die getesteten Argumente findet sich
auf Seite 19). Der Anteil der Ablehnenden erhöht sich nur um einen Prozentpunkt
auf 46 Prozent.

Die Tatsache, dass die verschiedenen Argumente insgesamt kaum einen Effekt auf
die Haltung zur Initiative haben, zeigt, wie schwierig es ist, bei dieser Thematik mit
Argumenten durchzudringen. Da es schwierig ist, bei dieser Vorlage zu überzeugen,
sollte eine Gegenkampagne sich wohl insbesondere darauf fokussieren, das eigene Lager
zu mobilisieren.
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2 EINSCHÄTZUNG DER VORLAGE

Politisches und soziodemograpfisches Profil

Die Initiative ist beliebter bei Personen mit tiefem Bildungsstand und bei Personen
aus der Deutschschweiz (Abbildung 3). Ein Alterseffekt bei der Zustimmung lässt
sich hingegen nicht feststellen. Ein Altersunterschied zeigt sich primär darin, dass sich
Jüngere weniger oft sicher sind in ihrer Entscheidung für oder gegen die Initiative.
Etwas überraschend stehen Frauen der Initiative vor der Argumentexposition sogar
tendenziell positiver gegenüber als Männer (49% zu 47% Ja-Stimmenanteil). Diese
Tendenz verschwindet nach der Argumentexposition: Beide Geschlechter weisen nun
einen Ja-Anteil von 48 Prozent auf, wobei Frauen etwas häufiger unentschlossen bleiben.

Die Aufschlüsselung der Stimmabsicht nach Parteianhängerschaft zeigt, dass die Initia-
tive erwartungsgemäss bei Anhängerinnen und Anhängern der SVP am beliebtesten ist.
Darüber hinaus findet sie insbesondere in Teilen der Basis von Mitte und FDP Unterstüt-
zung. Vor der Argumentexposition äussern sich 36 Prozent der Mitte- sowie 44 Prozent
der FDP-Sympathisierenden positiv zur Initiative. Die abschliessende Präsentation der
Argumente verändert diese Zustimmungswerte nur geringfügig. Je rund ein Fünftel der
Anhängerinnen und Anhänger der SP (22%) und der Grünen (20%) ist geneigt, der
Initiative zuzustimmen. Nach der Auseinandersetzung mit den Argumenten reduziert
sich dieser Anteil leicht (SP: 17%, Grüne: 16%). Die klarste Ablehnung zeigt sich bei
der GLP-Anhängerschaft.

Parteiungebundene unterstützen die Initiative mehrheitlich. Da Parteiungebundene oft
weniger politisch engagiert sind, deutet dies darauf hin, dass eine insgesamt hohe
Wahlbeteiligung eher den Befürwortenden der Initiative zugutekommen dürfte.

Der Vergleich mit dem Abstimmungsentscheid bei der Begrenzungsinitiative der SVP
vom September 2020 zeigt, dass die 10-Millionen-Schweiz-Initiative in sämtlichen
Bevölkerungsgruppen zulegen kann (Abbildung 5; Zugewinne entsprechen den hellblauen
Bereichen). Besonders deutlich sind die Zugewinne bei Wählerinnen und Wählern der
Mitte, der FDP sowie kleinerer Parteien ohne eigene Bundeshausfraktion.

Bewertung der einzelnen inhaltlichen Aspekte der Initiative

Die einzelnen inhaltlichen Aspekte der Initiative werden von der Bevölkerung sehr
unterschiedlich bewertet. Das erklärte Ziel der Initiative, die Begrenzung der Bevöl-
kerung auf 10 Millionen Menschen, bewertet eine klare Mehrheit von 59 Prozent der
Stimmberechtigten positiv – nur 37 Prozent stellen sich dagegen (Abbildung 7). Die
Aufschlüsselung nach Gruppen (Abbildung 8) zeigt, dass dieses Ziel in allen Bevölke-
rungsgruppen breite Unterstützung findet, weit über die Wählerschaft der SVP hinaus.
Auch eine Einschränkung des Bleiberechts für vorläufig Aufgenommene wird mit 51 zu
43 Prozent mehrheitlich positiv bewertet.

Anders sieht es bei den übrigen Forderungen der Initiative aus (Abbildung 7). Die
Neuverhandlung «bevölkerungstreibender internationaler Übereinkommen» (42% positiv,
47% negativ) wird skeptisch beurteilt. Bemerkenswert ist jedoch vor allem, dass die
Kündigung des Personenfreizügigkeitsabkommens (32% positiv, 59% negativ) klar

7



2 EINSCHÄTZUNG DER VORLAGE

negativ beurteilt wird. Eine klare Mehrheit will also das Freizügigkeitsabkommen nicht
kündigen und dennoch spricht sich eine relative Mehrheit für die Initiative aus, die die
Kündigung als Massnahme vorsieht. Dies zeigt, wie tief die Ablehnung einer auf über
10 Millionen Menschen anwachsenden Schweiz verankert ist: Dafür wird sogar etwas in
Kauf genommen, das isoliert betrachtet eigentlich klar abgelehnt wird.

Einschätzung der Auswirkungen der Initiative auf Gruppen

Am häufigsten sehen die Befragten negative Auswirkungen der Initiative auf Pflegebe-
dürftige (Abbildung 6). 52 Prozent sind der Meinung, die Initiative hätte sehr oder eher
negative Auswirkungen auf Pflegebedürftige, während nur 22 Prozent einen positiven
Effekt erwarten. Hingegen glauben nur 33 Prozent, die Initiative hätte negative Auswir-
kungen auf Rentnerinnen und Rentner. Während der Zusammenhang zwischen einer
Bevölkerungsbegrenzung und einem drohenden Mangel an Pflegepersonal also offenbar
breit verstanden wird, glauben viele nicht, dass ihre AHV-Rente durch eine sinkende
Zahl junger Erwerbstätiger gefährdet wäre. Für eine emotionale Nein-Kampagne dürften
Pflegebedürftige daher als Sujet besser geeignet sein als Rentnerinnen und Rentner.
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2 EINSCHÄTZUNG DER VORLAGE

Abbildung 1: Bekanntheit der Initiative und ihrer Teilaspekte

40 28 32

48 28 24

52 27 21

68 18 14

Neuverhandlung internat. Abkommen

Einschränkungen im Asylbereich

Kündigung Personenfreizügigkeit

Initiative insgesamt

0% 25% 50% 75% 100%

Ja, sicher

Ich glaube schon

Nein

«Haben Sie vor dieser Befragung schon mal von der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» gehört?»
«Die Initiative fordert, dass die Schweiz das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU kündigt, wenn die
10-Millionen-Grenze während mehr als zwei Jahren überschritten wird und der Bundesrat bis dahin keine Ausnahme- und
Schutzklausel zur Einhaltung dieses Grenzwertes ausgehandelt hat. Haben Sie davon schon gehört?»
«Erreicht die Bevölkerung 9,5 Millionen, sollen Bundesrat und Parlament Massnahmen ergreifen, insbesondere
Einschränkungen im Asylbereich und beim Familiennachzug. Vorläufig Aufgenommene sollen kein Bleiberecht mehr erhalten.
Haben Sie davon schon gehört?»
«Wenn die Bevölkerung 9,5 Millionen Menschen erreicht, soll der Bundesrat internationale Übereinkommen neu verhandeln,
welche zu einem Anstieg der Bevölkerung führen. Beim Erreichen der 10-Millionen-Grenze soll er diese Abkommen
kündigen. Haben Sie davon schon gehört?»

Abbildung 2: Abstimmungsabsicht bei der 10-Millionen-Initiative (vor und nach der Argumentexposition)

30 18 6 16 30

30 18 7 16 29

Nach den Argumenten

Vor den Argumenten

0% 25% 50% 75% 100%

Ja

Eher ja

Weiss nicht

Eher Nein

Nein

«Was denken Sie, wie würden Sie mit ihrem aktuellen Wissensstand bei der Abstimmung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» stimmen?»
«Nachdem Sie alle Argumente gesehen haben: Wie würden Sie jetzt bei der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»
abstimmen?»
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2 EINSCHÄTZUNG DER VORLAGE

Abbildung 3: Abstimmungsabsicht bei der 10-Millionen-Initiative (vor der Argumentexposition)
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«Was denken Sie, wie würden Sie mit ihrem aktuellen Wissensstand bei der Abstimmung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» stimmen?»
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Abbildung 4: Abstimmungsabsicht bei der 10-Millionen-Initiative (nach der Argumentexposition)
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«Nachdem Sie alle Argumente gesehen haben: Wie würden Sie jetzt bei der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»
abstimmen?»
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Abbildung 5: Vergleich zum Abstimmungsentscheid bei der Begrenzungsinitiative
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Begrenzungsinit. Ja, 10-Mio-CH Nein

Zweimal Nein

«Nachdem Sie alle Argumente gesehen haben: Wie würden Sie jetzt bei der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»
abstimmen?» / «Wie haben Sie im September 2020 bei der Volksinitiative «Für eine massvolle Zuwanderung»
(Begrenzungsinitiative) abgestimmt? Die Begrenzungsinitiative forderte eine eigenständige Zuwanderungsregelung in die
Schweiz und die Kündigung des Freizügigkeitsabkommens mit der EU.»
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Abbildung 6: Auswirkungen der Initiative auf Gruppen
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«Welche Auswirkungen hätte eine Annahme der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» Ihrer Einschätzung nach auf die
folgenden Personen / Gruppen?»

Abbildung 7: Bewertung der einzelnen Aspekte der Initiative
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«Wie beurteilen Sie die einzelnen Aspekte der Initiative?» – die in der Abbildung aufgeführten Antwortoptionen sind
gegenüber der Umfrage gekürzt
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Abbildung 8: Bewertung der einzelnen Aspekte der Initiative: Begrenzung der Bevölkerung auf 10
Millionen Menschen
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«Wie beurteilen Sie die einzelnen Aspekte der Initiative? Begrenzung der Bevölkerung auf 10 Millionen Menschen.»
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3 ARGUMENTE GEGEN DIE INITIATIVE

3 Argumente gegen die Initiative

Individuelle Bewertung der Gegenargumente

Abbildung 9 gibt eine Übersicht über die individuellen Bewertungen der Gegenargumente.
Am häufigsten als überzeugend eingeschätzt werden zwei Argumente: einerseits die
Warnung vor einem Pflegenotstand und andererseits das Argument, dass die Schweiz
enge Beziehungen zu ihrem wichtigsten Partner Europa brauche. Je 53 Prozent der
Befragten finden diese beiden Argumente überzeugend.

Im Vergleich zu den Pro-Argumenten gibt es unter den Gegenargumenten weniger
Argumente, die eine breite Überzeugungskraft haben. Von den Pro-Argumenten gibt es
fünf Argumente, denen mindestens 50 Prozent der Bevölkerung zustimmen und drei,
denen mindestens 55 zustimmen. Bei den Gegenargumenten werden hingegen nur zwei
von einer Mehrheit als überzeugend eingestuft und kein Argument erreicht 55 Prozent
Zustimmung.

Insgesamt werden die meisten Gegenargumente von einem ähnlich grossen Teil der
Bevölkerung als überzeugend eingestuft. Das einzige Gegenargument, das abfällt und
von mehr Personen als nicht überzeugend denn als überzeugend bewertet wird, ist jenes
zur Gefährdung der AHV-Renten (Nettozustimmung: -6%).

Bei den Befragten, die sich eher unsicher sind in der Beurteilung der Initiative, sticht
jeweils ein Argument heraus, wie Abbildung 10 zeigt. Unter den unsicheren Ablehnenden
finden besonders viele das Argument, dass die Initiative viel zu extrem sei, überzeugend.
Das deutet darauf hin, dass viele Stimmberechtigte grundsätzlich die Anliegen der In-
itiative teilen und diese nur ablehnen, weil sie als zu extrem wahrgenommen wird. Unter
den unsicheren Befürwortenden wiederum findet – relativ gesehen – das Argument am
meisten Anklang, wonach die Initiative aufgrund der Gefährdung des Dublin-Abkommens
zu einem «Asylchaos» in der Schweiz führen könnte. Dieses Argument reichte zwar
offenbar nicht aus, um diese Befragten davon abzuhalten, sich für die Initiative auszu-
sprechen. Dennoch kann dieses Argument am ehesten dazu genutzt werden, um Zweifel
bei potenziellen Ja-Stimmenden zu wecken und so die Mobilisierung des Ja-Lagers zu
drücken.

Ausschlaggebende Gegenargumente

Welches Argument ist ausschlaggebend dafür, dass sich Stimmberechtigte gegen die
10-Millionen-Initiative aussprechen? Dies wird mittels vergleichender Einschätzung der
Argumente ermittelt. Die Ergebnisse sind in Abbildung 11 dargestellt. Am häufigsten
nennen die Befragten als ausschlaggebenden Grund für ihre Ablehnung der Initiative, dass
diese viel zu extrem sei und sich ohne tiefgreifende Einschränkungen nicht umsetzen lasse
(55 %). Besonders bei jenen, die sich in ihrer ablehnenden Haltung noch nicht sicher sind,
ist dieses Argument entscheidend (57 %; Abbildung 13). Dies bestätigt die Erkenntnisse
der Einzelbewertung der Argumente, wonach die sehr restriktive Ausformulierung der
Initiative eine ihrer zentralen Schwachstellen ist.
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Ähnlich häufig wie das Argument «die Initiative ist zu extrem» wurde das Argument zur
Bedeutung der engen Beziehungen zu Europa als ausschlaggebend für die Ablehnung der
Initiative genannt (53%). Dabei handelt es sich um eine von zwei getesteten Varianten
desselben Grundnarrativs, wonach die Initiative zur Abschottung führe. Die Variante,
die die Bedeutung von engeren Beziehungen zum engsten Partner Europa in dieser Zeit
globaler Unsicherheiten betont, schneidet klar besser ab als das Argument, welche den
Verlust von Reisefreiheit und Arbeitsmöglichkeiten in Europa hervorhebt (36%). Das
Argument von Europa als engem Partner dürfte viele gerade jetzt überzeugen, weil sich
die Beziehungen zu Europa vom zunehmend schwierigen Verhältnis zu den USA unter
Donald Trump positiv abheben. Besonders für ältere Personen ist dies sehr häufig ein
ausschlaggebendes Gegenargument gegen die Initiative (60%, Abbildung 14).

Ein zweiter Variantenvergleich (A/B-Test) betrifft die Folgen für die bilateralen Verträge
im Falle einer Annahme der Initiative. Dabei schnitt das Argument, der Wegfall der
Bilateralen führe zu wirtschaftlichem und politischem Chaos und gefährde den Wohlstand
(48%), besser ab als das positiv formulierte Argument, wonach die Bilateralen uns
viel Wohlstand beschert haben (39%). Das «Chaos-Narrativ» scheint also wirksam
zu sein. Weiter stufen 48 Prozent jener, die sich gegen die Initiative entscheiden, das
Argument, wonach die Initiative unnötig sei, da mit dem neuen Vertragspaket mit der
EU bereits eine Schutzklausel gegen übermässige Zuwanderung ausgehandelt worden
sei, als besonders ausschlaggebend ein.

Das Argument, die Initiative verschärfe den Pflegenotstand, war für 33 Prozent jener
Befragten ausschlaggebend, die sich nach der Konfrontation mit den Argumenten
gegen die Initiative aussprachen. Von den Argumenten, die direkt die Wichtigkeit
von Zuwanderung hervorheben, erreicht es den höchsten Wert. Auffällig ist, dass es
eine gewisse Diskrepanz zwischen der vergleichenden und der individuellen Bewertung
dieses Arguments gibt (Abbildung 9): Zwar wird das Pflegenotstands-Argument von
einer Mehrheit der Befragten als überzeugend eingestuft, dennoch nennen es nur
vergleichsweise wenige als entscheidend für ihre ablehnende Haltung gegenüber der
Initiative. Es geniesst also breite Zustimmung, ist aber weniger oft ausschlaggebend
für den Stimmentscheid. Überdurchschnittlich häufig ist dieses Argument allerdings im
ländlichen Raum entscheidend. Dort gaben 50 Prozent der Nein-Tendierenden an, es
sei für ihre Ablehnung der Initiative ausschlaggebend gewesen (Abbildung 15).

Die weiteren sozialpolitischen Argumente, wonach die Initiative eine Gefahr für die
AHV-Renten (20%), den Lohnschutz (18%) oder bestehende Arbeitsplätze (16%) sei,
betrachtet nur ein kleiner Teil der entsprechenden Befragten als besonders ausschlagge-
bend für ihre ablehnende Position. Auch bei den Anhängerschaften von SP und Grünen
waren die Argumente, enge Beziehungen zu Europa seien wichtig, die Initiative sei
extrem und das Ende der Bilateralen führe zu Chaos, deutlich häufiger ausschlaggebend
(Abbildung 12).

Insgesamt fällt auf, dass die Argumente, die sich nicht direkt auf die Zuwanderung
beziehen, mehr Wirkung erzielen. Weil Zuwanderung mehrheitlich skeptisch gesehen
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wird (siehe Kapitel 4), lässt sich nur schwer mit den positiven Folgen der Zuwanderung
argumentieren. Die wichtigsten Gegenargumente betreffen einerseits die Radikalität der
Initiative und andererseits die negativen Folgen für stabile Beziehungen nach Europa.
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Übersicht über die getesteten Argumente:

Gegenargumente

• Viel zu extrem: «Die Initiative ist viel zu extrem. Es ist nicht möglich den starren Grenzwert
einzuhalten ohne tiefgreifende Einschränkungen. Damit schadet sich die Schweiz unnötig selbst.»

• Enge Beziehungen zu Europa sind wichtig: «Die Initiative will uns von Europa abschotten. In
einer Zeit globaler Unsicherheiten ist das der falsche Weg. Die Schweiz braucht stabile und enge
Beziehungen zu ihrem engsten Partner Europa, nicht mehr Abschottung.»

• Das Ende der Bilateralen führt zu Chaos: «Die Initiative würde höchstwahrscheinlich zur Kündigung
aller bilateralen Verträge mit der EU führen. Der Wegfall dieser Verträge würde die Schweiz
in ein wirtschaftliches und politisches Chaos stürzen, mit schwerwiegenden Folgen für unseren
Wohlstand.»

• Unnötig wegen der neuen Schutzklausel: «Die Initiative ist unnötig und schädlich. Das neu ausge-
handelte Vertragspaket mit der EU gibt der Schweiz bereits die Möglichkeit, in begründeten Fällen
die Zuwanderung aus dem EU-Raum zu beschränken, ohne den bilateralen Weg zu gefährden.»

• Bilaterale haben uns Wohlstand beschert: «Die Initiative würde höchstwahrscheinlich zur Kündigung
aller bilateralen Verträge mit der EU führen. Das wäre das Ende des bewährten und sehr erfolgreichen
bilateralen Weges, welcher der Schweiz viel Wohlstand beschert hat.»

• Nicht mehr frei reisen und arbeiten in EU: «Die Initiative will uns von Europa abschotten. Mit dem
wahrscheinlichen Wegfall der bilateralen Abkommen verlieren Schweizerinnen und Schweizer das
Recht, in Europa frei zu reisen, zu studieren und zu arbeiten.»

• Verschärft den Pflegenotstand: «Die Initiative verschärft den Pflegenotstand. Ohne die Möglichkeit,
Fachkräfte im Ausland zu rekrutieren, gibt es bald zu wenig Personal, um kranke und ältere Personen
zu pflegen. Wir dürfen die Pflegebedürftigen in unserem Land nicht vernachlässigen.»

• Verschärft den Fachkräftemangel: «Die Initiative nimmt Unternehmen den Zugang zu dringend
benötigten Fachkräften. Schweizer Unternehmen haben schon heute Mühe, genügend Fachkräfte
zu finden, und dieser Fachkräftemangel wird durch die Initiative noch verschärft.»

• Gefährdet die AHV-Renten: «Die Initiative gefährdet die AHV-Renten. Die Schweiz hat immer we-
niger Arbeitende pro Rentner wegen der alternden Bevölkerung. Ein faktischer Zuwanderungsstopp,
wie ihn die Initiative verlangt, hätte deshalb gravierende Folgen für die Finanzierung der AHV.»

• Gefährdet bestehenden Lohnschutz: «Mit der Personenfreizügigkeit wurden wirksame Lohnschutz-
massnahmen eingeführt: Dank Kontrollen in den Firmen wird sichergestellt, dass in der Schweiz
Schweizer Löhne bezahlt werden. Fällt die Personenfreizügigkeit weg, fällt auch dieser Schutz –
das öffnet Tür und Tor für Lohndumping, z.B. auf dem Bau oder in der Gastronomie.»

• Gefährdet bestehende Arbeitsplätze: «Wegen des Angriffs auf die bilateralen Verträge werden viele
Unternehmen ins Ausland abwandern, weil der Zugang zum wichtigen Exportmarkt EU gefährdet
ist. Das gefährdet bestehende Arbeitsplätze.»

• Führt zu einem Asylchaos: «Die Initiative führt zu einem Asylchaos. Ohne das Dublin-Abkommen
könnten alle in Europa abgewiesenen Asylbewerbenden in der Schweiz nochmals Asyl beantragen.
Die Schweiz müsste mit deutlich mehr Asylgesuchen und Mehrkosten im Asylwesen rechnen.»

Pro-Argumente

• Bekämpft steigende Mieten: «Das Bevölkerungswachstum muss begrenzt werden, denn es befeuert
die Wohnungsnot und führt dazu, dass die Mieten und Wohneigentumspreise immer stärker steigen.»

• Zuwanderung belastet die Sozialwerke: «Die Zuwanderung belastet unsere Sozialwerke, weil zu-
gewanderte Personen häufiger den Job verlieren und auf die Hilfe von Sozialwerken angewiesen
sind.»
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• Schützt Grünflächen und Biodiversität: «Aufgrund des Bevölkerungswachstums werden unsere
heimische Natur und unsere Grünflächen immer mehr zubetoniert. Darunter leidet die Biodiversität.»

• Sorgt für nachhaltiges Bevölkerungswachstum: «Die Schweiz wächst momentan zu schnell. Die
Initiative bremst diese Entwicklung und bringt uns zurück zu einem massvollen und nachhaltigen
Bevölkerungswachstum.»

• Verbessert das Bildungsniveau: «In vielen Schulklassen spricht eine Mehrheit der Kinder kein
[Deutsch/Französisch]. Darunter leidet die Integration dieser Kinder und das Bildungsniveau aller
Kinder.»

• Zuwanderung kreiert Fachkräftebedarf: «Zuwanderung ist keine Lösung für den Fachkräfteman-
gel. Zuwanderer verursachen nämlich wiederum Bedarf für Fachkräfte in Spitälern, Schulen, der
Verwaltung, etc. Dieser Schneeballeffekt ist nicht nachhaltig.»

• Entlastet die Verkehrsinfrastruktur: «Die Verkehrsinfrastruktur ist wegen des Bevölkerungswachs-
tums überlastet. Ohne Begrenzung laufen ÖV-Überlastung und Staustunden noch mehr aus dem
Ruder.»

• Zwingt Politik, Migration ernstzunehmen: «Bundesrat und Parlamentsmehrheit weigern sich, die
durch die Zuwanderung verursachten Herausforderungen anzuerkennen und dagegen etwas zu
unternehmen. Die Initiative zwingt sie, das Problem anzupacken.»

• Zeichen gegen die Bilaterale III: «Die Initiative will, dass die Schweiz ihr Bevölkerungswachstum
wieder selbst steuern kann. Das setzt ein wichtiges Zeichen gegen eine stärkere Anbindung an die
EU, wie sie der Bundesrat mit dem neuen Vertragspaket («Bilaterale III») anstrebt.»
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Abbildung 9: Einzelne Beurteilung der Gegenargumente
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Beurteilung der Wirkung aller Gegenargumente. Rechts dargestellt ist die Differenz zwischen «Finde ich überzeugend» und
«Finde ich nicht überzeugend». Je positiver die Werte sind, desto stärker wird das Argument insgesamt beurteilt.
«Wie überzeugend finden Sie die folgenden Argumente, die in der Debatte über die Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»
vorgebracht werden?», Angaben in Prozent
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Abbildung 10: Gegenargumente: Beurteilung – Nach Zustimmung zur Vorlage
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Beurteilung der Wirkung aller Gegenargumente. Dargestellt ist die Differenz zwischen «Finde ich überzeugend» und «Finde
ich nicht überzeugend». Je positiver die Werte sind, desto stärker wird das Argument insgesamt beurteilt.
Zur Gruppe «Unsichere» gehören alle die auf die Frage, wie sie bei der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» stimmen
werden, «Eher ja», «Eher nein» oder «Weiss nicht» geantwortet haben.
«Wie überzeugend finden Sie die folgenden Argumente, die in der Debatte über die Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»
vorgebracht werden?», Angaben in Prozent
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Abbildung 11: Wichtigste Argumente für Gegner:innen

12

16

18

20

29

33

36

39

48

48

53

55

Führt zu einem Asylchaos

Gefährdet bestehende Arbeitsplätze

Gefährdet bestehenden Lohnschutz

Gefährdet die AHV-Renten

Verschärft den Fachkräftemangel

Verschärft den Pflegenotstand

Nicht mehr frei reisen und arbeiten in EU

Bilaterale haben uns Wohlstand beschert

Unnötig wegen der neuen Schutzklausel

Das Ende der Bilateralen führt zu Chaos

Enge Beziehungen zu Europa sind wichtig

Viel zu extrem

0% 20% 40%

«Welche der Argumente, denen Sie zugestimmt haben, sind für Ihre negative Haltung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» besonders ausschlaggebend? (Wählen Sie maximal 3 aus)» – nur Personen, die nach der
Argumentexposition die Initiative (eher) ablehnen würden.
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Abbildung 12: Wichtigste Argumente für Gegner:innen – Nach Partei
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«Welche der Argumente, denen Sie zugestimmt haben, sind für Ihre negative Haltung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» besonders ausschlaggebend? (Wählen Sie maximal 3 aus)» – nur Personen, die nach der
Argumentexposition die Initiative (eher) ablehnen würden.
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Abbildung 13: Wichtigste Argumente für Gegner:innen – Nach Sicherheit des Entscheids
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10-Millionen-Schweiz!» besonders ausschlaggebend? (Wählen Sie maximal 3 aus)» – nur Personen, die nach der
Argumentexposition die Initiative (eher) ablehnen würden.
Zur Gruppe «Sicher» gehören alle, die nach der Argumentexposition auf die Frage, wie sie bei der Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» stimmen werden, «Nein» geantwortet haben. Zur Gruppe «Nicht sicher» gehören alle die «Eher
nein» geantwortet haben.
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Abbildung 14: Wichtigste Argumente für Gegner:innen – Nach Alter
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«Welche der Argumente, denen Sie zugestimmt haben, sind für Ihre negative Haltung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» besonders ausschlaggebend? (Wählen Sie maximal 3 aus)» – nur Personen, die nach der
Argumentexposition die Initiative (eher) ablehnen würden.
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Abbildung 15: Wichtigste Argumente für Gegner:innen – Nach Wohnort
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«Welche der Argumente, denen Sie zugestimmt haben, sind für Ihre negative Haltung zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz!» besonders ausschlaggebend? (Wählen Sie maximal 3 aus)» – nur Personen, die nach der
Argumentexposition die Initiative (eher) ablehnen würden.
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4 Einstellungen zu Zuwanderung, Bevölkerungswachs-
tum und Bilateralen

Einschätzungen zur Zuwanderung

Die Kontext-Fragen zeigen deutlich, dass die aktive Schweizer Stimmbevölkerung der
Zuwanderung mehrheitlich kritisch gegenübersteht. Wie Abbildung 16 zeigt, sehen
53 Prozent mehr Nachteile als Vorteile in der Zuwanderung, während 39 Prozent
mehr Vorteile erkennen. Frauen sind der Zuwanderung gegenüber häufiger kritisch
eingestellt (57% sehen mehr Nachteile) als Männer (48% sehen mehr Nachteile). Die
Deutschschweiz ist zudem kritischer (56%) als die französischsprachige Schweiz (42%).
Wählende von Mitte und FDP sind in dieser Frage gespalten, mit je rund der Hälfte, die
in der Zuwanderung mehr Vorteile und Nachteile für die Schweiz sieht. Bemerkenswert
ist, dass von den Personen, die aktuell planen, die Initiative abzulehnen, ein Fünftel der
Ansicht ist, die Zuwanderung habe mehr Nachteile.

Nur in einem Bereich sieht eine Mehrheit den Einfluss von Zuwanderung als mehrheitlich
positiv an: beim Wirtschaftswachstum (Abbildung 17). Auf der anderen Seite ist bei fünf
Bereichen eine Mehrheit der Meinung, die Zuwanderung habe negative Auswirkungen,
nämlich beim Bildungssystem (51% negative Auswirkungen), der öffentlichen Sicher-
heit (60%), der Umwelt und dem Ressourcenverbrauch (70%), dem Verkehr und der
Infrastruktur (71%) sowie den Miet- und Wohnungspreisen (75%). Besonders hervorzu-
heben sind die 70 Prozent, die denken, die Zuwanderung habe negative Auswirkungen
auf die Umwelt und den Ressourcenverbrauch. Dies bedeutet, dass das Framing der
«Nachhaltigkeitsinitiative» durchaus bei breiten Teilen der Stimmbevölkerung Anklang
findet.

Einschätzungen von Personenfreizügigkeit und Bilaterale III

Trotz dieser grundsätzlich kritischen Haltung gegenüber der Zuwanderung wird die
Personenfreizügigkeit mit der EU von einer Mehrheit der Befragten weiterhin gestützt
(Abbildung 18). 54 Prozent bewerten sie als (eher) positiv, 33 Prozent (eher) negativ.

Bemerkenswert positiv ist die Stimmung aktuell gegenüber dem neuen Vertragspaket mit
der EU. Wie Abbildung 19 zeigt, befürworten derzeit 58 Prozent das Vertragspaket (eher).
Nur 25 Prozent lehnen es (eher) ab. Das deutet darauf hin, dass es der SVP – anders
als beispielsweise beim Rahmenabkommen – diesmal weniger gut gelungen ist, frühzeitig
Stimmung gegen das Paket zu machen. Ein möglicher Grund für die hohe Zustimmung
liegt in der jüngsten positiven Berichterstattung für die Befürworterinnen und Befürworter
des Pakets, insbesondere zur Einigung der Sozialpartner beim Lohnschutz. Zudem
dürfte auch das internationale Umfeld eine Rolle spielen. Die zunehmend schwierigen
Beziehungen zu den USA unter Donald Trump lassen die EU in einem eher positiven
Licht erscheinen. Gleichzeitig haben 17 Prozent sich noch gar keine Meinung gebildet
und weitere 42 Prozent der Befragten sind sich bei ihrer Meinung für oder gegen
das Vertragspaket noch nicht sicher. Gerade im Vergleich zur Initiative gegen die 10-
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Millionen-Schweiz ist die Meinungsbildung noch wenig entwickelt und es hat noch mehr
Raum für politische Verschiebungen. Der Grad der Polarisierung und Emotionalisierung
bei den institutionellen Fragen mit der EU ist demnach in der Bevölkerung weit weniger
ausgeprägt als die Debatte in der Politik und in den Medien vermuten lässt.

Verhältnis 10-Millionen-Schweiz-Initiative und Bilaterale

Bemerkenswert ist, dass 27 Prozent der Personen, die bei der Initiative voraussichtlich
Ja stimmen werden, die Personenfreizügigkeit (eher) positiv bewerten und 39 Prozent
das neue Vertragspaket mit der EU (eher) befürworten. Diese Personen unterstützen
die Initiative also primär aus Unmut über die Auswirkungen des Bevölkerungswachstums
oder der Zuwanderung, auch wenn sie den bilateralen Weg grundsätzlich befürworten –
entweder weil ihnen das Initiativanliegen wichtiger ist als die Bilateralen oder weil sie da-
von ausgehen, dass eine Begrenzung des Bevölkerungswachstums und der Zuwanderung
mit den Bilateralen kompatibel ist.

Wie Abbildung 20 zeigt, sind nach der Argumentexposition 57 Prozent der Befragten
und 43 Prozent der Ja-Stimmenden der Meinung, dass die Initiative nicht mit dem
neuen Vertragspaket mit der EU vereinbar ist.
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Abbildung 16: Auswirkungen der Zuwanderung auf die Schweiz insgesamt
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«Wie beurteilen Sie aktuell die Auswirkungen der Zuwanderung auf die Schweiz insgesamt?»
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Abbildung 17: Einfluss von Zuwanderung auf einzelne Bereiche
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«Wie schätzen Sie den Einfluss von Zuwanderung auf die folgenden Bereiche in der Schweiz ein?»
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Abbildung 18: Beurteilung der Personenfreizügigkeit Schweiz-EU
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«Wie beurteilen Sie die Personenfreizügigkeit der Schweiz mit der EU?»

32



4 EINSTELLUNGEN ZU ZUWANDERUNG, BEVÖLKERUNGSWACHSTUM UND
BILATERALEN

Abbildung 19: Zustimmung zum EU-Vertragspaket
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«Die Schweiz hat mit der EU ein Paket an neuen Verträgen ausgehandelt (teilweise als «Bilaterale III» bezeichnet). Das
Ziel des Bundesrates ist es, mit dem Vertragspaket den bilateralen Weg zu stabilisieren und weiterzuentwickeln. Das Paket
umfasst unter anderem neue Abkommen in den Bereichen Strom, Lebensmittelsicherheit und Gesundheit, sogenannte
institutionelle Elemente (insb. dynamische Rechtsübernahme, Streitbeilegungsverfahren), eine Einigung über Grundsätze
und Ausnahmen bei der Personenfreizügigkeit, die Sicherung der Schweizer Teilnahme an EU-Programmen (z.B. dem
Forschungsprogramm Horizon Europe) sowie eine Verstetigung des Schweizer Kohäsionsbeitrags. Befürworten Sie dieses
Paket?»
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Abbildung 20: Auswirkungen einer Annahme der Initiative auf das EU-Vertragspaket
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«Wie beurteilen Sie die folgende Aussage: «Falls die Initiative ‹Keine 10-Millionen-Schweiz!› angenommen wird, würde das
mit der EU ausgehandelte Vertragspaket hinfällig, weil es nicht mit der Initiative vereinbar ist.»»
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